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DDR
■w

□  die DDR-Bürger in größerem Umfang dauerhafte 
Konsumgüter fernöstlicher Herkunft präferieren.

Die Vorbereitung der Wirtschaftsunion wird die öffent­
lichen Haushalte direkt belasten. Das Ausmaß der Bela­
stungen hängt davon ab, wie rasch die Wirtschaftsunion 
erreicht werden soll und in welcher Zeit die notwendigen 
Mittel für die Erneuerung der Infrastruktur der DDR so­
wie für Umschulung, Qualifikation und Arbeitslosenun­
terstützung ausgegeben werden. Für den Fall, daß au­
ßerdem eine politische Vereinigung der beiden Staaten 
bei dem jetzigen Leistungsgefälle erfolgen sollte, sei auf 
folgende Modellrechnung verwiesen: Wenn die Rege­

lungen des westdeutschen Länder-Finanzausgleichs 
auf die DDR-Länder ausgeweitet würden, wären bei 
Übernahme des hiesigen Steuersystems für einige Zeit 
-  überschlägig geschätzt -  allein aus diesem Grunde 
jährlich Zahlungen (einschließlich Ergänzungszuwei­
sungen des Bundes, aber ohne die sonstigen Leistun­
gen des Bundes an Berlin gerechnet) in der Größenord­
nung von 20 bis 25 Mrd. DM an die DDR-Länder zu lei­
sten. Diese Summe ist beachtlich, ist aber aus dem Zu­
wachs an Steuereinnahmen der Gebietskörperschaften 
(1988: +19,3 Mrd. DM) sowie aus Ausgabenkürzungen 
(u.a. Verteidigungshaushalt) relativ leicht zu finanzie­
ren.

W olfgang File

Devisenhilfe statt einer sofortigen 
Währungsunion

Der Strom der Übersiedler aus der DDR in die Bun­
desrepublik Deutschland reißt nicht ab. Setzt sich 

diese Entwicklung unvermindert fort, so werden 1990 
annähernd 600000 Menschen in die Bundesrepublik 
überwechseln, also fast doppelt so viel wie auf dem bis­
herigen Höhepunkt der Übersiedlung im Jahre 1953. 
Ein ungebremster Zustrom von DDR-Bürgern aber wird 
in beiden deutschen Staaten zu einem die Wirtschafts­
und Sozialordnungen bedrohenden Problem.

Ursache der Magnetwirkung der Bundesrepublik 
Deutschland auf viele Bürger der DDR ist das eklatante 
Wohlstandsgefälle. Die durchschnittlichen Realeinkom­
men sind in der Bundesrepublik ungefähr dreimal so 
hoch wie in der DDR. Maßnahmen mit dem Ziel, den Ab­
wanderungsstrom aus der DDR zu verringern, müssen 
deshalb daran ansetzen, diesen Unterschied der Real­
einkommen abzubauen. Hierzu gibt es grundsätzlich 
zwei Möglichkeiten. Einmal könnte dieses Ziel durch 
eine gegenseitige Annäherung erreicht werden, also 
durch eine Umverteilung von Einkommen von der Bun­
desrepublik Deutschland in die DDR. Anders ausge­
drückt: Würde die Bevölkerung beider deutscher Staa-

Prof. Dr. Wolfgang File, 46, lehrt Volkswirtschafts­
lehre, insbesondere Geld, Kredit, Währung, ander 
Universität Trier.

ten auf einen Schlag aus dem zusammengefaßten Pro­
duktionspotential beider Volkswirtschaften versorgt, so 
müßte das Durchschnittseinkommen erheblich unter 
das jetzt in der Bundesrepublik erreichte Niveau fallen. 
Fraglich kann nur sein, wie sich die Verteilung vollzieht. 
Aber es wäre eine Illusion, annehmen zu wollen, eine 
vollständige wirtschaftliche Vereinigung beider deut­
scher Staaten könnte schon jetzt vollzogen werden, 
ohne einen schockartigen Rückschnitt der Realeinkom­
men der Bundesbürger hinnehmen zu müssen.

Eine zweite Möglichkeit, das Einkommensgefälle zwi­
schen beiden deutschen Staaten abzubauen, besteht 
darin, zunächst die ökonomischen Bedingungen in der 
DDR zu verbessern. Das „erfordert Zeitnaher damit 
würde eine schockartige Konvergenz der Realeinkom­
men auf einem mittleren Niveau vermieden. Die Volks­
wirtschaft der DDR ist seit Jahrzehnten eine gesell­
schaftliche Veranstaltung zur Bewältigung eines gesell­
schaftlich verursachten Mangels. Die Arbeitsproduktivi- 
tät in der DDR wird auf nicht ganz die. Hälfte jener der 
Bundesrepublik geschätzt. Dieser Produktivitätsrück- 
stand ist vor allem Folge einer Unterkapitalisierung der 
DDR-Wirtschaft und eines abgewirtschafteten Sachka- 
pitalbestandes. Die Kapitalintensität der Produktion ist 
in der Bundesrepublik etwa drei- bis fünfmal so hoch wie 
in der DDR. Die in der DDR erforderlichen Nettoinvesti­
tionen zur Aufstockung des Produktionspotentials mit

WIRTSCHAFTSDIENST 1990/111 133



dem Ziel, in kurzer Frist die ökonomischen Bedingun­
gen in der DDR teilweise an jene in der Bundesrepublik 
anzugleichen, werden auf SOO bis 400 Mrd. DM ge­
schätzt. Werden notwendige Reinvestitionen zum Er­
satz verschlissener Anlagen, komplementäre und be­
gleitende Infrastrukturinvestitionen, vor allem in den Be­
reichen Verkehr und Telekommunikation, sowie Investi­
tionen zur Erhaltung der verfallenden Bausubstanz hin­
zugerechnet, so beläuft sich der erforderliche Investi­
tionsbetrag auf eine Größenordnung zwischen 600 bis 
800 Mrd. DM. Erst bei einem Realtransfer in dieser Grö­
ßenordnung könnte den Menschen in der DDR ein Le­
bensstandard geboten werden, der ökonomische An­
reize zur Abwanderung in die Bundesrepublik Deutsch­
land weitgehend abbaut.

Diese Aufgabe ist nicht in Jahresfrist zu bewältigen. 
Aber damit die Menschen in der DDR wieder eine öko­
nomische Perspektive haben, muß der notwendige 
Realtransfer rasch in Gang gesetzt werden. Nur so kann 
dem Mangel an Vertrauen hinsichtlich einer absehbaren 
Erhöhung der Realeinkommen als zweite Ursache des 
Übersiedlerstroms abgehoifen werden. Und die anste­
henden Beträge sollten auch verdeutlichen, daß ein 
Realtransfer in dieser Größenordnung ohne marktwirt­
schaftliche Anreize für private Investoren in der DDR 
nicht zu bewältigen sein wird. Ohne radikalen Übergang 
zu marktwirtschaftlichen Prinzipien in der DDR bei Pro­
duktion und Allokation privater und nicht lebensnotwen­
diger Güter wird das nicht zu bewerkstelligen sein.

Realwirtschaftliche Ursachen sind also maßgeblich 
für die massenhafte Abwanderung von Menschen aus 
der DDR. Dagegen ist es Illusion, annehmen zu wollen, 
durch rein monetäre Maßnahmen allein -  Währungsre­
form, Währungskooperation oder Währungsunion -  
wäre der Übersiedlerwelle beizukommen. Wie immer 
eine Währung auch heißen mag, wie knapp oder wie 
reichlich Geldbestände und Liquidität auch immer sein 
mögen -  verteilt kann immer nur das werden, was pro­
duziert werden kann. Und Güter können nun einmal nur 
durch Einsatz realer Produktionsfaktoren erstellt wer­
den, also mit Hilfe von Sachkapital und Arbeitskräften, 
kombiniert in einem möglichst effizienten Produktions­
prozeß. Dagegen kann das Produktionspotential nicht 
gleichsam über Nacht durch rein monetäre Maßnahmen 
ausgeweitet werden. Obgleich also die realwirtschaftli­
che Seite der Verbesserung der Lebensbedingungen in 
der DDR im Vordergrund der Überlegungen zu stehen 
hat, so berührt der erforderliche Realtransfer in die DDR 
doch monetäre Zusammenhänge.

Der dringend erforderliche, umfangreiche Realtrans­
fer in die DDR, d.h. der Import von Sachkapitalgütern,
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benötigte nur dann keine begleitende Finanzierung, 
wenn die DDR einen gleichwertigen Exportüberschuß 
bei Konsumgütern erzielte. Weil dieser ehemals „rumä­
nische Weg“ aber die DDR-Bevölkerung mit Sicherheit 
außer Landes treiben würde, gibt es keine Alternative 
zur Finanzierung eines für längere Zeit erforderlichen 
Leistungsbilanzdefizits der DDR. Die hierfür erforderli­
chen Devisen können grundsätzlich auf drei Wegen be­
schafft werden. Einmal kannein Importüberschuß durch 
Rückgriff auf Nettoauslandsaktiva finanziert werden. 
Bei einer geschätzten Nettoauslandsverschuldung von 
13 Mrd. Dollar scheidet diese Möglichkeit für die DDR 
aus. Zweitens könnten erforderliche finanzielle Mittel 
durch Kreditaufnahme an internationalen Finanzmärk­
ten aufgebracht werden. Dieser ehemals „polnische 
Weg“ verbietet sich deshalb, weil der Realtransfer in die 
DDR nicht darauf abzielen kann, eine möglichst hohe 
Devisenproduktivität zu erzielen, sondern darauf abzie­
len muß, die Lebensbedingungen der Bevölkerung in 
der DDR zu verbessern. Dann aber ist -  wie in Polen -  
der Schuldendienst nicht gewährleistet. Zur Finanzie­
rung eines Realtransfers in die DDR bleibt also allein 
der dritte Weg, nämlich die Schenkung von Devisen.

Finanzierung des Realtransfers

Für diesen dritten Weg gibt es eine historische Paral­
lele, nämlich den der Finanzierung eines Teils des west­
deutschen Handelsbilanzdefizits nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland. 1949 schloß die Han­
delsbilanz der Bundesrepublik Deutschland mit einem 
Defizit von 3,7 Mrd. DM ab; das entsprach einem Außen­
handelsdefizit von 5,9 % des Bruttosozialprodukts. 
1950 war dieses Defizit in Relation zum Bruttosozialpro­
dukt auf 4,2 % gesunken. Dem negativen Außenbeitrag 
des Jahres 1949 entspräche bei dem Bruttosozialpro­
dukt der Bundesrepublik Deutschland des Jahres 1988 
ein Handelsbilanzdefizit von etwa 130 Mrd. DM, dem au­
ßenwirtschaftlichen Defizit des Jahres 1950 ein Import­
überschuß von immer noch 95 Mrd. DM.

Bezogen auf die damalige wirtschaftliche Leistungs­
kraft der Bundesrepublik Deutschland waren die Lei­
stungsbilanzdefizite in den ersten Jahren nach Grün­
dung der Bundesrepublik Deutschland also erheblich. 
In Ermangelung von Devisenreserven und einer konver- 
tiblen Währung -  eine vergleichbare Situation, in der 
sich die DDR gegenwärtig befindet-wurde ein Teil des 
westdeutschen Handelsbilanzdefizits aus ERP-Mitteln 
finanziert. Von 1948 bis 1952 stellte die US-Regierung 
für den Wiederaufbau der europäischen Wirtschaft Mit­
tel in einem Gesamtbetrag von 13,15 Mrd. Dollar zur Ver­
fügung. Diese Finanzhilfen der amerikanischen Bun­
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desregierung für die Dauer von vier Jahren machten 
rund 1,1 % des Volkseinkommens der USA aus. Finan­
zierungshilfen der Bundesregierung an die DDR in ver­
gleichbarer Größenordnung würden sich heute auf etwa 
20 Mrd. DM je Jahr belaufen.

Mittel aus dem Marshall-Plan wurden auch ehemali­
gen Kriegsgegnern der USA bereitgestellt. So empfing 
die Bundesrepublik Deutschland immerhin 11 % der Mit­
tel des ERP-Programms. Es wäre völlig unverständlich, 
wenn die Bundesregierung jetzt die Bereitstellung von 
Mitteln zur Finanzierung dringend erforderlicher Infra­
strukturinvestitionen in der DDR als Voraussetzung pri­
vater Investitionen in einer Größenordnung verwei­
gerte, die nach Kriegsende wie selbstverständlich von 
den USA europäischen Ländern bereitgestellt worden 
sind. Und niemand sollte sich der Illusion hingeben, die 
Abwanderungswelle aus der DDR könnte gestoppt und 
die Wirtschaftsgebiete beider deutscher Staaten könn­
ten vereinheitlicht werden ohne raschen und umfangrei­
chen Realtransfer mit begleitender Finanzierung.

/ir« \ , t  C~r .
Deutsch-deutsche Währungskooperation?

Aber seit geraumer Zeit ist Währungskooperation bei­
der deutscher Staaten die Zauberformel, mit der die Fi­
nanzierungsprobleme des Realtransfers zu lösen sein 
sollen. Vorschläge und Ratschläge zur währungspoliti­
schen Zusammenarbeit reichen von einer Kursgarantie 
der Deutschen Bundesbank für die Mark der DDR bis 
hin zur Übernahme der D-Mark als alleiniges gesetzli­
ches Zahlungsmittel in der DDR. Aber diese Vorschläge 
können das zugrunde liegende realwirtschaftliche Pro­
blem allein nicht lösen. Sie sind -  für sich genommen -  
eher geeignet, die wirtschaftlichen Probleme noch zu 
verstärken.

Eine Kursgarantie der Bundesbank für die Mark der 
DDR erforderte, daß die Bundesbank jedes beliebige 
Angebot von Mark der Staatsbank der DDR übernähme, 
sollte die Mark der DDR unter den Garantiekurs zu sin­
ken drohen. Zahlen müßte die Bundesbank in Zentral­
bankgeld. Wer dies von der Bundesbank verlangt, for­
dert die Übertragung der Währungshoheit in der Bun­
desrepublik Deutschland auf die Regierung der DDR. 
Denn nicht die Bundesrepublik bestimmte dann den Zu­
wachs der Zentralbankgeldmenge, sondern die auf Wei­
sung der DDR-Regierung tätige Staatsbank der DDR. 
Das wäre eine risikolose Einladung, den Einkommens­
rückstand der DDR durch Lohnerhöhungen aufzuholen, 
weil bei Kursgarantie der Bundesbank die Mark der 
DDR einen bedingungslosen Anspruch gegenüber dem 
Sozialprodukt der Bundesrepublik Deutschland beinhal­
tete. Zudem entfielen ökonomische Grenzen für Defizite 
des Staatshaushalts der DDR. Die Deutsche

Bundesbank, die zu direkter und dauerhafter Finanzie­
rung von Staatsausgaben in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht herangezogen werden darf, müßte 
dies tun im Falle von Staatsdefiziten in der DDR oder 
von Ausgabenüberschüssen anderer volkswirtschaftli­
cher Sektoren dieses Landes. Wie unter der SED-Herr- 
schaft könnten Staatsdefizite in der DDR durch die No­
tenpresse finanziert werden -  nun aber noch komforta­
bler, denn jetzt versehen mit einer Umtauschgarantie in 
D-Mark und damit auch mit Zugriff auf das Produktions­
potential aller Länder mit konvertibler Währung.

Eine Kursgarantie für die Mark durch die Bundesbank 
würde zudem ökonomische Amgize_zurIntegration der. 
Volkswirtschaft der DDR injüeJnternationalen Märkte 
schwächen. Denn Marktsignale zur Beurteilung der in­
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft 
der DDR, wie sie in der Bewertung von Währungen am 
Devisenmarkt deutlich werden, entfielen. Ebenso würde 
der Zwang zur radikalen marktwirtschaftlichen Reform 
des Wirtschafts- und Sozialsystems aufgehoben. Die 
Bürger der DDR würden zu dauerhaften Kostgängern 
des Produktionspotentials der Bundesrepublik Deutsch­
land. Eine bedingungslose und im Wortsinne grenzen­
lose Kursgarantie der Mark der DDR durch die Bundes­
bank wäre ferner eine Einladung, Verteilungskämpfe 
durch Inflationierung lösen zu wollen. Dann würde die 
D-Mark ihre Ankerfunktion im EWS verlieren. Der Weg 
zur Wirtschafts- und Währungsunion der EG-Staaten 
wäre dann wohl endgültig versperrt.

Ökonomische Zusammenhänge

Gegenwärtig haben Vorstellungen über eine rasche 
Herstellung der Währungsunion beider deutscher Staa­
ten Meinungskonjunktur. Die Übernahme der D-Mark 
als alleiniges gesetzliches Zahlungsmittel durch die 
DDR wird auch von jenen empfohlen, die bislang immer 
darauf verwiesen haben, daß eine Währungsunion zwi­
schen den EG-Staaten erst nach weiterer Konvergenz 
der Wirtschaftspolitik und wirtschaftlicher Fundamental­
daten der Länder vollzogen werden kann. Im deutsch­
deutschen Verhältnis wird das offenbar anders gese­
hen. Verwiesen wird auf den politischen Druck, der sich 
aus einer ungebremsten Zuwanderung von Menschen 
aus der DDR ergibt. Wenngleich das Gewicht politi­
schen Drucks für weitreichende wirtschaftspolitische 
Entscheidungen nicht unterschätzt werden sollte, so 
setzt er noch längst nicht ökonomische Fakten und 
Sachzusammenhänge außer Kraft.

Bei einer Umstellung aller Preise, Löhne und Renten 
zum Kurs von 1:1 von Mark auf D-Mark würden die Men­
schen in der DDR rasch feststellen, daß sich dadurch
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die für den Einkommensrückstand in der DDR maßgeb­
lichen realwirtschaftlichen Mängel -  unzureichender 
und veralteter Kapitalstock sowie mangelnde Effizienz 
von Produktionsprozessen -  nicht beseitigen lassen. 
Kehren jetzt Menschen der DDR den Rücken, weil sie 
nicht über D-Mark verfügen können, so werden sie es 
nach einer Währungsumstellung deshalb tun, weil sie er­
kennen, daß sie wie zuvor bei gleicher Arbeitsleistung 
nur rund ein Drittel des Einkommens eines Bundesbür­
gers erzielen. Würde dem dann kaum ausweichbaren 
Druck auf Lohnerhöhungen in der DDR nachgegeben, 
so verlören viele Unternehmen in der DDR ihre Wettbe­
werbsfähigkeit. Massenarbeitslosigkeit wäre die Folge. 
Der Strom von Zuwanderern aus der DDR würde zur 
Sturmflut.

Jene, die der DDR die Schocktherapie der Einführung 
der D-Mark empfehlen, unterliegen einer verbreiteten 
Geldillusion. Die D-Mark ist nicht vor allem deshalb von 
hoher Kaufkraft und international begehrt, weil die Bun­
desbank eine hervorragende Zentralbank ist, sondern 
weil die Volkswirtschaft der Bundesrepublik besonders 
leistungsfähig ist. Sicher ist das nicht unabhängig zu se­
hen von der Stabilisierung des Realwerts der D-Mark 
durch die Bundesbank. Aber ein riesiger Mangel an Pro­
duktionspotential -  wie in der DDR -  läßt sich nicht über 
Nacht durch irgendeine rein monetäre Maßnahme behe- 

i ben, weder durch Einführung der D-Mark als Parallel­
währung noch als Ersatz der Mark der DDR als alleini­
ges gesetzliches Zahlungsmittel in der DDR.

Inflationsgefahren

Eine unvorbereitete Umstellung auf die D-Mark als 
gesetzliches Zahlungsmittel in der DDR birgt Inflations­
gefahren für den beide Länder umfassenden gemeinsa­
men Währungsraum. Viel wird gerätselt über einen ver­
meintlichen Geld- bzw. Liquiditätsüberhang in der DDR. 
Aber niemand kann ihn beziffern, weil es hierzu keine 
statistische Erfassung gibt. Unbekannt sind über Spar­
einlagen der Bevölkerung und „Bargeldumlauf bei der 
Bevölkerung“ hinausgehende liquide oder rasch liqui­
dierbare monetäre Forderungen, aber auch Verbindlich­
keiten. Wie hoch sind die Guthaben auf Sichtkonten, die 
Bargeldbestände bei den Unternehmen, die zwischen­
betrieblichen Forderungen? Wie hoch sind die Verbind­
lichkeiten der Kombinate, denen wertgleiche Forderun­
gen anderer gegenüberstehen müssen? Gibt es noch 
weitere Geldhorte der ehemaligen Staatspartei neben 
der runden Summe von 3 Mrd. Mark, deren Rückzah­
lung vor kurzem angekündigt worden ist? Weil hierüber 
keine Kenntnis besteht, kann die Frage nach einem Li­
quiditätsüberhang in der DDR quantitativ nicht beant­
wortetwerden.

Gelegentlich wird mit dem Verweis auf die mit 6 % in 
der DDR im Vergleich zur Bundesrepublik Deutschland 
etwa halb so hohe Sparquote bestritten, daß es einen 
nennenswerten Geldüberhang in der DDR gibt. Dage­
gen spricht einmal, daß in der Bevölkerung der DDR ein 
wahrer Kaufrausch ausgebrochen ist. Langlebige Kon­
sumgüter sind in der von den Bürgern der DDR ge­
wünschten Menge nicht zu erwerben. Deshalb ist zu ver­
muten, daß die Sparquote der DDR noch niedriger ge­
wesen wäre, würde es ein ausreichendes Angebot an 
Konsumgütern geben. Weil im Zuge der zentralen Pla­
nung Priorität auf den Ausbau der Schwerindustrie ge­
legt worden war, entstanden Einkommen, denen kein 
ausgewogenes Konsumgüterangebot gegenüber­
stand. Sparen war zum Teil Zwangssparen. Entfällt die­
ser Zwang durch Umstellung aller Geldvermögen, 
Preise und Löhne auf D-Mark, so ist anzunehmen, daß 
Geldvermögensbestände abgebaut werden, weil die 
Nachfrage nach bislang entbehrten Gütern sprunghaft 
steigt. Und wenn bei einer Währungsumstellung in der 
Bundesrepublik wie gegenwärtig oberhalb der optima­
len Auslastung der Sachkapazitäten produziert würde, 
ergäbe sich in beiden Teilen Deutschlands ein Wäh­
rungsschnitt durch Inflationierung.

Fehlende Grundlagen

Den Bürgern der Bundesrepublik Deutschland sollte 
in aller Deutlichkeit klargemacht werden, daß sie den 
Großteil des erforderlichen Realtransfers in die DDR zu 
leisten haben werden. Aber die Bürger der Bundesrepu­
blik Deutschland haben Anspruch auf soziale Verträg­
lichkeit dieses Transfers. Und Inflationierung ist hierzu 
der denkbar schlechteste Weg, weil sie die Menschen 
um so stärker belastet, je geringer ihr Einkommen ist. 
Deshalb muß auch den Bürgern der DDR in aller Deut­
lichkeit klargemacht werden, daß eine Einführung der D- 
Mark als gesetzliches Zahlungsmittel in der DDR ohne 
Vorleistungen nicht zur Diskussion stehen kann. Irgend­
eine Form der Währungsreform in der DDR -  sie kann 
reichen von einer befristeten Sperrung von Geldvermö­
gen über seine langfristige Bindung in verzinslichen 
Staatsschuldtiteln, eine Beteiligung am Produktivver­
mögen bis hin zu einem Währungsschnitt -  muß Vorbe­
dingung einer Währungsunion sein. Würde dies nicht ak­
zeptiert, käme es dennoch zur Währungsunion und zur 
Inflationierung der D-Mark, so wäre die europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion im Rahmen der EG ge­
fährdet. Eine deutsch-deutsche Währungsunion kann 
nicht Alternative zu einer europäischen Währungsunion 
sein. Für Schritte in Richtung einer Wirtschafts- und 
Währungsunion beider deutscher Staaten hat deshalb 
nichts anderes zu gelten als im europäischen Rahmen: 
Erst sind die wirtschaftlichen und politischen Vorausset­
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zungen zu schaffen, erst danach kann der Übergang zu 
einer gemeinsamen Währung vollzogen werden.

Ebensowenig wie die deutsch-deutsche Währungs­
union kann gegenwärtig eine Währungskooperation bei­
der deutscher Staaten auf der Tagesordnung stehen. 
Denn Voraussetzung einer für beide Seiten ergiebigen 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit ist eine vergleich­
bare Basis. Sie ist nicht gegeben. Die D-Mark ist die 
zweitwichtigste internationale Währung. Zudem übt sie 
Ankerfunktion im monetären Integrationsprozeß der EG 
aus. Die Mark der DDR ist nicht konvertibel. In der Ver­
gangenheit wurde die Geldversorgung in der DDR nicht 
orientiert an gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen, 
sondern daran, Produktionspläne von Staatsbetrieben 
finanzierbar werden zu lassen und den Staatshaushalt 
auszugleichen.

Entsprechend marktwirtschaftlichen Kategorien ist 
die Mark der DDR weder Geld noch Währung. Sie ist 
kein Geld, weil sie wichtige, in marktwirtschaftlichen Sy­
stemen selbstverständliche Funktionen des Geldes 
nicht übernehmen kann. Die Mark der DDR ist im Spek­
trum aller Aktiva kein Vermögenswert mit besonders her­
vorstechenden Eigenschaften, sondern ihre Akzeptanz 
beruht allein auf fehlenden Alternativen und dem ge­
setzlichen Annahmezwang. Währungseigenschaft kann 
die Mark der DDR schon deshalb nicht ausüben, weil sie 
weder für den Außenhandel der DDR noch für den 
deutsch-deutschen Handel Verwendung findet. Des­
halb sind Voraussetzungen für eine währungspolitische 
Kooperation zwischen beiden deutschen Staaten ge­
genwärtig nicht gegeben. Nicht Währungskooperation 
zwischen beiden deutschen Staaten ist gegenwärtig ge­
fordert, um den Realtransfer in die DDR finanzierbar 
werden zu lassen, sondern Devisenhilfe der Bundesre­
publik Deutschland.

Das Konvertibilitätsproblem

Wer unter den gegebenen Bedingungen für eine so­
fortige Währungsunion beider deutscher Staaten ein- 
tritt, der riskiert die Zustimmung der Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland zu einer wirtschaftlichen 
Vereinigung beider deutscher Staaten. Und wer meint, 
eine Währungskooperation sei möglich, der verkennt, 
daß die Fähigkeit der DDR zu partnerschaftlicher Ko­
operation mit der Bundesrepublik Deutschland nicht ge­
geben ist. Deshalb wird gelegentlich empfohlen, die 
DDR habe Schritte einzuleiten, die zu einer Teilkonverti­
bilität der Mark der DDR führen sollten. Unklar bleibt, 
was unter einer Teilkonvertibilität der Mark der DDR zu 
verstehen sein sollte. Zudem bleibt unbeachtet, daß es 
der DDR gegenwärtig nicht möglich ist, die Konvertlbi-
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lität der Mark -  ob zur Gänze oder in Teilen -  aus eigener 
Kraft herbeizuführen. Jede Form der Konvertibilität der 
Mark der DDR erfordert die Währungshilfe der Bundes­
republik Deutschland.

Angenommen, es gelänge, im Zuge durchgreifender 
marktwirtschaftlicher Reformen in der DDR im Laufe 
des Jahres 1990 private Investoren aus der Bundesre­
publik Deutschland zu veranlassen, sich im Gegenwert 
von 100 Mrd. D-Mark an bestehenden Unternehmen in 
der DDR zu beteiligen oder dort neue Unternehmen zu 
gründen. Selbstverständliche Voraussetzung hierfür ist 
es, daß Eigentümer an Produktionsmitteln auch Eigen­
tumsrechte ausüben können.

Solche Direktinvestitionen hätten gegenüber dem Im­
port von Sachkapitalgütern durch inländische Unterneh­
men den Vorteil, daß sie sich selbst finanzieren: Einem 
Handelsbilanzdefizit des Empfängerlandes steht ein 
gleichwertiger Nettokapitalimport gegenüber.

Aber ausländische Investoren werden verlangen, 
eine als ausreichend erachtete Devisenproduktivität 
von Projekten in der DDR zu erzielen. Es nutzt ihnen 
nichts, eine in Mark der DDR gemessen hohe Rendite 
zu erzielen, wenn es keine Möglichkeit der Konvertie­
rung von Mark-Erlösen in konvertible Währungen gibt. 
Die Devisenproduktivität von Investitionen in der DDR 
ist gesichert, wenn dort für Märkte im westlichen Aus­
land produziert wird. Der Realtransfer in die DDR muß 
jedoch darauf abzielen, für die Menschen dort Güter zu 
erstellen. Angenommen, 70 % der Produktion wird in 
der DDR gegen Mark der DDR abgesetzt. Unterstellt sei 
ferner, diese Investitionen erzielen mit 10 % jährlich eine 
außerordentlich hohe Rendite. Unterstellt sei auch, daß 
die erzielten Gewinne in der DDR nicht reinvestiert, son­
dern in voller Höhe in konvertible Währungen transfe­
riert werden. Die Staatsbank der DDR kann diesen 
Transfer in konvertible Währungen nicht leisten. Hier 
muß nach anderen Wegen gesucht werden.

Einschaltung der Bundesbank

Hierzu könnte die Deutsche Bundesbank eingeschal­
tet werden. Sie könnte verpflichtet werden, für eine be­
grenzte Zeit, etwa für die Dauer von drei Jahren, Erlöse 
aus unternehmerischer Tätigkeit westdeutscher Inve­
storen in der DDR, möglicherweise begrenzt auf einen 
Höchstsatz der ursprünglichen Investition und nach Prü­
fung durch die Staatsbank der DDR, zu einem Kurs von 
1:1 in D-Mark zu konvertieren. Im Zuge dieser Transak­
tionen würde in der Bundesrepublik Deutschland Zen­
tralbankgeld entstehen. Das bedarf der Deckung durch 
eine entsprechende Aktivposition in der Bilanz der Bun-' 
desbank. Hierfür könnten unverzinsliche Forderungen
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gegenüber der Staatsbank der DDR eingestellt werden. 
Später einmal, nach Schaffung eines wie auch immerzu 
gestaltenden deutschen Einheitsstaates, könnten diese 
Forderungen umgestellt werden auf unverzinsliche Aus­
gleichsforderungen gegenüber der Regierung des dann 
einheitlichen Wirtschafts- und Währungsraums. Dieses 
Verfahren wäre analog zur Durchführung der westdeut­
schen Währungsreform von 1948.

Der Umfang dieser Währungshilfe an die DDR, mit 
dem Ziel, den erforderlichen Realtransfer in die DDR zu 
stimulieren, läßt sich unter den gesetzten Annahmen be­
ziffern. Im ersten Jahr würde sich ein Konvertierungsbe­
trag von 7 Mrd. DM ergeben. Bei einem Investitions­
strom von jeweils 100 Mrd. DM in drei aufeinanderfol­
genden Jahren in die DDR ergäbe sich im dritten Jahr 
ein Konvertierungsbetrag in Höhe von 21 Mrd. DM. 
Nach Ablauf von drei Jahren hätten sich die Verbindlich­
keiten der Staatsbank der DDR gegenüber der Deut­
schen Bundesbank auf insgesamt 42 Mrd. DM sum­
miert.

Vermutlich ist dieser Betrag zu hoch gegriffen. Aber 
die Größenordnung zeigt, daß dadurch ein Realtransfer 
in die DDR angeschoben werden kann, der innerhalb ei­
ner überschaubaren Zeitspanne die ökonomischen Be­
dingungen in der DDR soweit verbesserte, daß es sich 
für Menschen in der DDR schon heute lohnen könnte, 
von einer Abwanderung in eine ungewisse Zukunft in 
der Bundesrepublik Deutschland Abstand zu nehmen. 
Das Rechenexempel zeigt ferner, daß eine derart be­
grenzte und von der Bundesbank steuerbare Devisen­
hilfe an die DDR möglich ist, ohne in der Bundesrepublik 
Deutschland monetäre Inflationsgefahren zu erzeugen. 
Würde der Konvertierungsbetrag von Mark der DDR in 
D-Mark die allein von der Bundesbank zu bestimmende 
Ausweitung der Zentralbankgeldversorgung überschrei­
ten, so müßten andere Quellen der Zentralbankgeldbe­
reitstellung entsprechend gekürzt werden. Wertpapier­
pensionsgeschäfte der Deutschen Bundesbank in 
Höhe von rund 100 Mrd. DM bieten genügenden Spiel­
raum, um Inflationsgefahren aus einer Devisenhilfe für 
einen begrenzten Zeitraum an die DDR nicht entstehen 
zu lassen. Eine spätere deutsch-deutsche Währungs­
union könnte dann im Zusammenhang mit einer Wäh­
rungsunion im Rahmen der EG vollzogen werden.

Schlußfolgerungen

Um die Menschen zu bewegen, in der DDR zu blei­
ben, ist es erforderlich, den notwendigen umfangrei­
chen Realtransfer in die DDR rasch auf den Weg zu brin­
gen. Aber auch dann bedarf es einiger Zeit, um die öko­
nomischen Lebensbedingungen der Menschen in der
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DDR deutlich erkennbar zu verbessern. Eine fatale Illu­
sion wäre es, annehmen zu wollen, daß sich dieser Zeit­
bedarf allein durch Schaffung einer Währungsunion bei­
der deutscher Staaten verkürzen ließe. Im Gegenteil 
würde eine derartige Schocktherapie die wirtschaftli­
chen und sozialen Systeme beider Länder stark bela­
sten und die Übersiedlungswelle weiter anschwellen 
lassen.

Bei der gegebenen hohen Auslastung von Produk­
tionskapazitäten in der Bundesrepublik und der Notwen­
digkeit, einen Realtransfer in Gang zu setzen, der grö­
ßer ist als das voraussichtliche Wachstum des Produk­
tionspotentials, ist es erforderlich, hierfür Produktions­
möglichkeiten freizusetzen. Steuererhöhungen kom­
men hierzu in Betracht, vor allem aber eine kräftige Auf­
wertung der D-Mark im EWS. Es muß den Partnerlän­
dern der Bundesrepublik Deutschland in der EG mit 
Nachdruck verdeutlicht werden, daß die gemeinsame 
europäische Herausforderung des Realtransfers in sich 
reformierende Länder Mittel- und Osteuropas um so 
leichter zu lösen sein wird, je eher die reale Unterbewer­
tung der D-Mark im EWS und damit die künstliche Verbil­
ligung westdeutscher Produkte in anderen EWS-Län- 
dern beseitigt wird. Wer das nicht akzeptiert, der gefähr­
det auch weitere Fortschritte in dem Prozeß der Wirt­
schafts- und Währungsintegration der EG-Staaten. In 
der Bundesrepublik Deutschland muß zudem die Illu­
sion ausgeräumt werden, der Realtransfer in die DDR 
sei für die Bürger der Bundesrepublik Deutschland ko­
stenlos zu erreichen.

Aber auch die finanziellen Voraussetzungen für einen 
Realtransfer in die DDR sind von der Bundesrepublik 
Deutschland zu schaffen. Jede Beteiligung der DDR 
hieran, so auch für den gemeinsamen Devisenfonds für 
den Reiseverkehr, verschleiert, daß die DDR Devisen al­
lein durch zunehmende Auslandsverschuldung aufzu­
bringen vermag. Die Übernahme auch finanzieller Kon­
sequenzen des Realtransfers durch die Bundesrepublik 
Deutschland würde offen dokumentieren, daß die DDR 
auf Hilfe angewiesen ist. Bei Einschaltung der Bundes­
bank wäre das für eine begrenzte Zeit problemlos und 
infiationsfrei zu bewältigen. Zudem behielte die Bundes­
republik in der Übergangszeit Einfluß auf den marktwirt­
schaftlichen Reformprozeß jn der DDR. Würden bei der 
Bundesbank in Devisen umgewandelte Beträge in Mark 
der DDR stillgelegt, so könnte ein nicht quantifizierbarer 
Geldangebotsüberhang beseitigt werden. Nach einer 
Verringerung des gegenwärtig krassen Unterschieds 
der Realeinkommen beider deutscher Staaten wäre ein 
sich daran anschließender Übergang zu einer einheitli­
chen Währung ein weitaus weniger riskantes Unterfan­
gen als gegenwärtig.
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